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In wenigen Tagen wird sich der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages 
öffentlich mit der Petition zur psychotherapeutischen Versorgung befassen.

Die außergewöhnliche Resonanz auf diese Petition zeigt, dass viele Menschen den 
Eindruck haben, dass sich die Versorgungssituation im Bereich der psychischen 
Gesundheit seit Jahren zunehmend verschlechtert und dringender politischer 
Handlungsbedarf besteht.

Besonders kritisch sehen viele Unterstützerinnen und Unterstützer die politische 
Darstellung, Einsparungen im Gesundheitswesen seien „alternativlos“. Aus unserer Sicht 
sollte gerade in einem so sensiblen Bereich sehr sorgfältig geprüft werden, ob 
tatsächlich alle Alternativen ausreichend betrachtet und die möglichen langfristigen 
Folgen realistisch abgewogen wurden.

Denn vermeintliche Einsparungen können später deutlich höhere gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Folgekosten verursachen. In vielen Bereichen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge wurde in den vergangenen Jahrzehnten so lange gespart, bis 
Strukturen regelrecht kaputtgespart waren — mit der Folge, dass notwendige 
Reparaturen am Ende wesentlich teurer wurden als rechtzeitige Investitionen gewesen 
wären.

Gerade im Bereich der psychischen Gesundheit wäre es aus unserer Sicht ein schwerer 
Fehler, bestehende Versorgungsprobleme durch weitere strukturelle Belastungen 
zusätzlich zu verschärfen.

Lange Wartezeiten, fehlende Therapieplätze und überlastete Versorgungsstrukturen 
treffen nicht abstrakte Systeme, sondern konkrete Menschen — häufig diejenigen, die 
ohnehin bereits stark belastet oder auf Unterstützung angewiesen sind.

Besonders Kinder, Jugendliche und Menschen in akuten psychischen Krisen dürfen 
nicht die Leidtragenden gesundheitspolitischer Sparpolitik werden.

Wir halten deshalb eine ehrliche gesellschaftliche Diskussion darüber für notwendig, wie 
die finanziellen Lasten im Gesundheitswesen künftig gerechter verteilt werden können.

Viele Menschen haben zunehmend den Eindruck, dass Einsparungen vor allem dort 
vorgenommen werden, wo Betroffene nur eine geringe politische Lobby besitzen, 
während andere Kostenbereiche seit Jahren kaum grundlegend hinterfragt werden.

Dazu gehört aus unserer Sicht auch die Frage, warum Arzneimittelpreise in Deutschland 
teilweise deutlich höher liegen als in anderen europäischen Ländern und ob bestehende 
Markt- und Lobbystrukturen im Gesundheitswesen ausreichend kritisch überprüft 
werden.

Psychotherapeutische Versorgung ist kein Luxus, sondern ein zentraler Bestandteil 



gesundheitlicher Daseinsvorsorge und gesellschaftlicher Stabilität.

Wenn unsere Gesellschaft bereit ist, milliardenschwere Sondervermögen für andere 
zentrale Zukunftsaufgaben bereitzustellen, dann sollte sie auch bereit sein, deutlich 
stärker in den Schutz der psychischen Gesundheit ihrer Menschen zu investieren.

Die bevorstehende Anhörung sollte deshalb nicht nur als formaler parlamentarischer 
Termin verstanden werden, sondern als Chance für eine ernsthafte gesellschaftliche 
Debatte darüber, welchen Stellenwert psychische Gesundheit in unserem Land künftig 
haben soll.

Die enorme Unterstützung der Petition zeigt:
Viele Menschen erwarten, dass die Politik die bestehenden Probleme nicht weiter 
relativiert, sondern sich der Realität der Versorgung endlich ernsthaft stellt.

Wir bedanken uns ausdrücklich bei allen Unterstützenden, Betroffenen, Angehörigen, 
Fachkräften und Initiativen, die dieses Anliegen in den vergangenen Wochen 
mitgetragen haben.

Herzlichen Dank.

 

 


